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betr. einheitliches Notrufnummernsystem im Bundesgebiet 


A. Problem 

Die Forderung nach einem einheitlichen Notrufsystem im Bun- 
desgebiet wird von der Öffentlichkeit im Hinblick auf die zu- 
nehmende Zahl von Unfällen aller Art und anderer Ereignisse, 
die polizeiliches Eingreifen erforderlich machen, immer dring- 
licher gestellt. 


B. Lösung 

Es sollte daher alles daran gesetzt werden, die erforderlichen 
Einrichtungen so schnell wie möglich zu schaffen. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Deutsche Bundespost finanziert zunächst die Investitionen 
für die neuen Einrichtungen vor und erhält von den Ländern 
die Iiivestitionskosten durch einen Zuschlag zu den laufenden 
jährlichen Gebühren zurück. 
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A. Bericht der Abgeordneten Weber (Heidelberg), Wuttke und Hoffie 


1 . 

Der Antrag wurde in der 31. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 11. Mai 1973 dem Ausschuß 
für Forschung und Technologie und für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend und dem Innenaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seiner Sit- 
zung am 3. Oktober beraten. Er hat die Überein- 
kunft der Regierungschefs vom 20. September 1973, 
den Notruf 110 allgemein einzuführen und weiter 
auszubauen, begrüßt und empfohlen, die Bundes- 
regierung aufzufordern, die weiteren Verhandlun- 
gen zügig zu führen, um eine möglichst rasche Ein- 
führung der Notrufnummer im gesamten Bundesge- 
biet zu ermöglichen, und dem Deutschen Bundestag 
bis zum 1. April 1974 einen Bericht über das Er- 
reichte zuzuleiten. 

Der Technologieausschuß hat den Antrag am 
23. Mai und 17. Oktober 1973 beraten und den dem 
Hohen Hause zur Annahme empfohlenen Antrag 
einstimmig beschlossen. 

2 . 

Die Forderung nach einem einheitlichen Notruf - 
System im Bundesgebiet wird von der Öffentlichkeit 
immer dringlidier gestellt, über die Berechtigung 
dieser Forderung besteht im Hinblick auf die zu- 
nehmende Zahl von Unfällen aller Art und anderer 
Ereignisse, die ein polizeiliches Eingreifen erforder- 
lich machen, kein Zweifel. Daher müsse alles daran- 
gesetzt werden, die erforderlichen Einrichtungen so 
schnell wie möglich zu schaffen. 


Die technische Konzeption eines einheitlichen Not- 
rufsystems, die in jahrelanger enger Zusammen- 
arbeit der Länder und der Bundespost entwickelt 
wurde, ist abgeschlossen. Sie umfaßt die generelle 
Einführung des Notrufs 110 auch in denjenigen Ge- 
bieten der Bundesrepublik, in denen er bisher nicht 
vorhanden ist, ferner die Umstellung der bisherigen 
„alten Technik" auf die „neue" Wechselstromtech- 
nik, sowie die Einrichtung des münzfreien Notrufs in 
öffentlichen Fernsprechern. 

Die schon während der Entwicklungsphase sich 
abzeichnenden unterschiedlichen Auffassungen zwi- 
schen der Bundesregierung und den Ländern hin- 
sichtlich der Finanzierungsfragen waren Gegenstand 
der Konferenz der Regierungschefs von Bund und 
Ländern am 20. September 1973. Abgesehen von dem 
Übereinkommen, den Notruf 110 allgemein einzu- 
führen und weiter auszubauen, wurde der Vorsdilag 
angenommen, daß die Deutsche Bundespost zunächst 
die Investitionen für die neuen Einrichtungen vor- 
finanziert und von den Ländern die Investitions- 
kosten durch einen Zuschlag zu den laufenden jähr- 
lichen Gebühren zurück erhält. 

Der Ausschuß war einhellig der Auffassung, daß 
angesichts dieses Sachstandes ein erheblicher Teil 
der im Antrag enthaltenen Zielsetzung verwirklicht 
worden ist. Gleichwohl ist er mit dem Innenaus- 
schuß der Meinung, die Bundesregierung zu er- 
suchen, weiterhin für eine möglichst rasche Einfüh- 
rung des Notrufnummernsystems Sorge zu tragen 
und dem Deutschen Bundestag bis zum 1. September 
1974 über das Erreichte zu berichten. 


Bonn, den 26. September 1973 

Weber (Heidelberg) Wuttke Hoffie 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, für die möglichst rasche Einführung der Not- 
rufnummer 110 im gesamten Bundesgebiet Sorge zu tragen und dem Bundestag 
bis zum 1. September 1974 einen Bericht darüber vorzulegen. 


Bonn, den 26. September 1973 


Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Lohmar Weber (Heidelberg) Wuttke Hoffie 

Vorsitzender Berichterstatter 
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